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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft

Landwirt (Beruf)

Politischer und ökonomischer Druck sowie teilweise das eigene Interesse am Erhalt der
Produktionsgrundlagen führen immer mehr Bauern dazu, ihre Produktionsmethoden
umzustellen. Die einen stützen sich dabei auf das wachsende Interesse der
Konsumentinnen und Konsumenten an gesunder Nahrung – für die diese gemäss
Umfragen auch bereit sind, höhere Preise zu bezahlen – und stellen auf eine naturnahe
Produktion um. Sie fordern eine vermehrte öffentliche Unterstützung mit dem Hinweis,
dass die Auslagen, die für die Behebung von Phosphat- und Nitratschäden aufgebracht
werden, mit mehr Nutzen für die Vermeidung solcher Schäden, also im biologischen
Landbau, investiert würden. Ihre politischen Anstrengungen gehen vorläufig jedoch vor
allem in Richtung auf eine amtliche Anerkennung von Herkunftszeichen, welche nach
dem Willen des Bundesrates im Konsumenteninformationsgesetz geregelt werden soll.

Andere, vor allem Westschweizer Landwirte, verlegen sich mehr und mehr auf eine eher
naturferne Produktion, nämlich die bodenunabhängige oder Hors-sol-Produktion, bei
der die Wurzeln der Nutzpflanzen – meist Gurken und Tomaten – in einer Nährlösung
schwimmen. Auf entschiedenen Protest, auch seitens der Bauernorganisationen,
stiessen jene Landwirte, die ihre Milch- und Fleischproduktion mit Hilfe von
gentechnisch produzierten Wachstumshormonen zu steigern suchen. Der SBV und die
VKMB deponierten beim Bund eine Petition mit 15'000 Unterschriften, die ein Verbot
des Wachstumshormons Somatotropin fordert. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.12.1988
LUZIUS MEYER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Die Opposition gegen die «Verbetonierung der Landschaft» war in mehreren
kantonalen und kommunalen Volksabstimmungen erfolgreich. In Lausanne wurde der
Vorschlag für die Neugestaltung des zentrumsnahen Industriequartiers «Le Flon» gegen
den Willen der bürgerlichen Parteien und der Nationalen Aktion abgelehnt. Der
Souverän der Stadt Zürich stimmte dem Projekt für einen Seeuferweg mit Grünanlage in
Wollishofen zu und verwarf den privaten Gestaltungsplan Badstrasse und damit den Bau
eines Grosshotels in derselben Zone am See. Überraschend wurde auch in Winterthur
die Volksinitiative der SP für die Schaffung einer Freihaltezone gutgeheissen.
Demgegenüber unterlagen im Kanton Schwyz die Umweltschützer und Linksparteien in
der Abstimmung über eine Verfassungsänderung, welche eine Konkretisierung der 1985
angenommenen Volksinitiative «für die Erhaltung unserer Schwyzer Landschaften»
gebracht hätte. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1986
WERNER SEITZ

Die 8. Europäische Konferenz der Raumordnungsminister (CEMAT), eine
Fachministerkonferenz der Europaratsstaaten, fand zum ersten Mal in der Schweiz
(Lausanne) statt und war dem Problem der Bodennutzung gewidmet. Im Mittelpunkt
stand das von der schweizerischen Delegation vorgelegte Dokument zum Thema
«Haushälterische Nutzung des Bodens – Grundlagen und Grenzen unserer
Entwicklung», welches den Zusammenhang von Bodenschutz und Bod0ennutzung
aufzeigt und den Einbezug von ökologischen Gesichtspunkten fordert. Diese Postulate
wurden als aktuelle Zielsetzungen anerkannt; in ihrer Schlussresolution bekannte sich
die Konferenz zu einer Raumordnungspolitik, welche sowohl im ländlichen als auch im
städtischen Bereich zu einem sparsamen und schonenden Gebrauch des Bodens
führen soll. Dieser Ausgang der Konferenz wurde als Erfolg der schweizerischen
Delegation gewertet, weil in vielen Mitgliedstaaten Raumordnungspolitik bislang
hauptsächlich in der Förderung zurückgebliebener Landesteile bestand und Umwelt-
und Bodenschutz noch keine Rolle spielten. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.10.1988
CHRISTIAN MOSER
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Als Nachfolgeverein der «Stadt-Land-Initiative» erfolgte in Bern die Gründung einer
«Interessengemeinschaft Boden», welche sich für grundlegende Reformen des
Bodenrechts in der Schweiz einsetzen will. Zu ihren Zielsetzungen zählt die
Verhinderung der Konzentration des privaten Grundeigentums, die Förderung des
Nutzungseigentums, die demokratische Kontrolle bei der Raumplanung, die Schaffung
von Transparenz auf dem Bodenmarkt sowie die Verankerung einer
Rechtspersönlichkeit des Bodens und der Natur in der Verfassung, damit diese als
kulturelles Erbe, Lebensraum und Existenzgrundlage einen umfassenden Schutz
erhalten. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.06.1989
CHRISTIAN MOSER

Schliesslich trat auch der Schweizerische Handels- und Industrieverein (Vorort) mit
Vorschlägen hinsichtlich der Bodenpolitik auf. Sein «Liberales Bodenkonzept» sieht
eine Lösung der angespannten Lage auf dem Bodenmarkt in der weitgehenden
Aufhebung staatlicher Einschränkungen und einer Stärkung der Marktkräfte. Daher wird
in dem Papier neben den dringlichen bodenpolitischen Massnahmen des Bundes vor
allem auch die Beschränkung des Zugangs zu landwirtschaftlichem Boden auf
Selbstbewirtschafter, wie sie vom Parlament im Berichtsjahr beschlossen worden ist,
heftig kritisiert. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.02.1991
DIRK STROHMANN

Bodenrecht

Die Zahl der Verkäufe von Grundstücken an Personen im Ausland blieb 1986
gegenüber dem Vorjahr annähernd gleich. Bei einem Kontingent von 1800
Bewilligungen wurden deren 1568 erteilt. Die erneute gesetzlich vorgeschriebene
Reduktion der Kontingente durch den Bundesrat dürfte demnach für die Jahre 1988/89
kein Problem darstellen, zumal etliche Gemeinden ihre Kontingente bereits freiwillig
drastisch eingeschränkt haben. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1987
LUZIUS MEYER

Die vom Bundesrat aufgrund des Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken
durch Personen im Ausland für die Jahre 1989/90 bestimmte Höchstzahl des
gesamtschweizerischen Bewilligungskontingents für Ferienwohnungen und
Aparthotels von 1600 Einheiten wurde somit zu weniger als der Hälfte ausgeschöpft.
Diese Tatsache sowie der im genannten Gesetz festgeschriebene Auftrag der
schrittweisen Herabsetzung der Maximalkontingente haben den Bundesrat bewogen,
die Höchstgrenze für die Jahre 1991/92 auf 1420 Einheiten zu senken, wobei der
Verteilschlüssel unter den Kantonen grundsätzlich beibehalten bleibt. Dem
entsprechenden Entwurf des EJPD ist in der Vernehmlassung keinerlei Widerstand
erwachsen. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.07.1990
DIRK STROHMANN

Die Zahl der kantonalen Bewilligungen für den Erwerb von Grundstücken durch
Personen im Ausland erreichte 1991 einen neuen Tiefstand. Insgesamt wurden 1139
Handänderungen bewilligt (—295). 146 Hektaren Schweizer Bodens gingen 1991 in
ausländische Hände über — 23 weniger als im Vorjahr —, die Preissumme sank um 129
Mio auf 1470 Mio Fr. Mit 274 bewilligten Gesuchen stieg einzig die Zahl der
Genehmigungen für Betriebsstätten für Handel, Fabrikation und Dienstleistungen
gegenüber dem Vorjahr an. Sie liegt nun genau gleich hoch wie diejenige für
Hauptwohnungen, während die Bewilligungen für Ferienwohnungen und Wohnungen in
Aparthotels mit 564 Einheiten (672 im Vorjahr) noch knapp die Hälfte ausmachen.

Die regionale Verteilung der Grundstücksverkäufe änderte sich wenig. Auf die vier
grossen Fremdenverkehrskantone Tessin (242), Wallis (181), Waadt (172) und Graubünden
(93) entfallen noch immer gut 60% aller gutgeheissenen Gesuche. Im Wallis wurden
zudem mit der Abstimmung vom 28. April die gesetzlichen Grundlagen für einen
Verkauf von Grundstücken an Ausländer wiederhergestellt.

Die Zahl der Bewilligungen blieb somit auch 1991 unter der vom Bundesrat aufgrund der
Bestimmungen des Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken .von Personen
im Ausland («Lex Friedrich») im letzten Jahr herabgesetzten Höchstgrenze. Diese
Tatsache scheint den Befürchtungen im Zusammenhang mit der nach einem Abschluss
des EWR-Vertrages erforderlichen Abschaffung des Gesetzes unrecht zu geben, umso
mehr, als im EWR-Vertrag eine bei gravierenden Schwierigkeiten in Kraft tretende
Schutzklausel eingebaut ist. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.11.1991
DIRK STROHMANN
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Vor dem ungebremsten Bau von Zweitwohnungen in den Berggebieten warnten auch
Vertreter der Tourismusbranche. Die intakte und möglichst wenig überbaute Natur sei
ein wesentlicher Faktor für die Attraktivität einer Ferienregion. Der Direktor des
Interessenverbandes Schweiz Tourismus, Jürg Schmid, forderte die Kantone deshalb
zum Handeln auf, da die Gemeinden nicht in der Lage seien, das Problem selbst zu
lösen. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.04.2008
HANS HIRTER

Mit Stefan Engler (cvp, GR), Martin Schmid (fdp, GR) und Heinz Brand (svp, GR)
präsentierten drei Bündner Parlamentarier in Zusammenarbeit mit einem Rechtsanwalt
kurz nach dem Bundesgerichtsentscheid zur Bewilligung von Zweitwohnungen an einer
Medienkonferenz einen in Eigenregie erarbeiteten Gesetzesentwurf zur Umsetzung der
Initiative von Franz Weber. Der Entwurf, der für Gemeinden mit einem
Zweitwohnungsanteil von über 20% verschiedene Ausnahmen vom Verbot definiert,
sollte einen Alternativvorschlag zu der sich in Ausarbeitung befindenden und kurz
darauf in die Vernehmlassung geschickte Gesetzesvorlage bieten. Man nehme den
Volksentscheid zur Kenntnis und wolle mit dem eigenen Vorschlag lediglich einen
konstruktiven Beitrag zur raschen Umsetzung des Volksbegehrens leisten, damit die
bestehende Rechtsunsicherheit baldmöglichst beseitigt werden könne, liess das Trio
verlauten. Mit dem Ende Juni veröffentlichten Gesetzesentwurf der Regierung zeigten
sich die Bündner National- und Ständeräte im Grunde zufrieden, brachten aber
dennoch eine Vielzahl an Änderungsvorschlägen ein. Unter anderem soll der
Gesetzesvollzug, insbesondere die Festlegung des Zweitwohnungsanteils einer
Gemeinde, nach Meinung der Parlamentarier grundsätzlich den Kantonen und nicht
dem Bund überlassen werden. Weiter soll laut den Bündnern ein Nutzungswandel von
vor dem Abstimmungstermin bestehenden und als Erstwohnungen klassierten
Wohnbauten in Zweitwohnungen nach wie vor möglich bleiben. Ein Vorschlag, der laut
Vera Weber, der Tochter des Initianten und Kampagnenleiterin der Fondation Weber,
viel Raum für Spekulationen lassen würde. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.06.2013
MARLÈNE GERBER

Umweltschutz

Gewässerschutz

Im Mai 2020 wurden tausende tote Forellen im Naturpark Blausee (Kanton Bern)
entdeckt. Im Juni desselben Jahres wurden sie in einem Labor untersucht. Laut Befund
hatten die Fische krebserregende Stoffe und hohe Konzentrationen von
Schwermetallen im Blut. Die Frage stellte sich, wie diese Stoffe in den Blausee und
schliesslich in die Forellen gelangt waren. Seit Sommer 2018 wurde rund sechs
Kilometer Luftlinie talaufwärts vom Blausee der BLS-Scheiteltunnel im Lötschberg
saniert. Gemäss Recherchen von Tamedia und der TV-Sendung Rundschau sanierte die
Berner Baufirma Marti dabei im Auftrag der BLS das Gleisbett und die Firma Vigier
verarbeite das dabei anfallende Aushubmaterial. Dabei falle auch teilweise giftiges
Aushubmaterial an; vor allem das Kleinstmaterial zwischen und unter dem Schotter sei
gemäss dieser gross angelegten Recherche belastet. Das anfallende Material dürfe
generell nur in einer Deponie verarbeitet werden und das mit Gift belastete
Kleinstmaterial müsse als Giftmüll entsorgt werden. Weiter wurde berichtet, dass durch
Videomaterialien, interne Aktennotizen und anderen Quellen aufgedeckt worden sei,
dass dieses Material nicht korrekt entsorgt, sondern in die «normale» Kiesgrube Mitholz
der Firma Vigier gebracht worden sei. Auch seien die alten Eisenbahnschwellen, die mit
Teeröl belastet seien, in dieser Kiesgrube deponiert und weiter verarbeitet worden, was
ebenfalls verboten sei. Die Kiesgrube sei nämlich keine Deponie und liege in einem
Grundwassergebiet, durch welches unter anderem der Blausee gespeist werde. 
Im Sommer 2020 habe das zuständige Berner Amt für Wasser und Abfall (AWA) die
Situation vor Ort inspiziert, auch das BAV sei informiert worden, berichteten die
Zeitungen weiter. Mitte Juni 2020 habe das AWA die Baufirma Marti und die BLS dazu
aufgefordert, den gebrauchten Schotter in Zukunft in einer spezialisierten Anlage in
Wimmis zu lagern. Zudem sei der Kiesgrubenbetreiber Vigier angewiesen worden, das
Kleinstmaterial aus der Grube zu baggern. Tamedia warf den Behörden von Kanton und
Bund vor, ein mangelhaftes Entsorgungskonzept bewilligt zu haben. Zudem habe die
BLS als Bauherrin ihre Verantwortung zu wenig wahrgenommen. Vor allem aber hätten
die Firmen Marti und Vigier versprochen, die Kiesgrube nur als Umladeplatz zu
benutzen, stattdessen sei das Material dort aber längerfristig gelagert und sogar
verarbeitet worden. Seit Ende Juni 2020 ermittele die Staatsanwaltschaft des Kantons
Bern, ob die inkorrekte Ablagerung der Materialien mit dem Sterben der Fische im
Blausee in einem kausalen Zusammenhang steht.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der zuständige Regierungsrat Christoph Neuhaus stimmte in einem Interview der
Aussage zu, dass auf solchen Grossbaustellen mehr Kontrollen gemacht werden
müssten. Er wollte sich aber nicht weiter zum laufenden Verfahren äussern. Jürg
Grossen (glp, BE) forderte derweil Aufklärung und zeigte sich besorgt um die Qualität
des Trinkwassers in dieser Region. Ende September 2020 wurde durch die GPK des
Bernischen Grossen Rates eine Untersuchung eingeleitet. Die Grünen und die SP des
Kantons Bern forderten derweil gar eine PUK; diese Forderung wurde durch die GPK
jedoch abgelehnt. Im November 2020 kam es sodann zu einem runden Tisch mit allen
beteiligten Akteuren. Dabei sei vereinbart worden, dass ein unabhängiges und
umfassendes hydrogeologisches Gutachten der Kiesgrube Mitholz erstellt wird.
Während der Blick der Blausee AG um Stefan Linder (CEO des Swiss Economic Forum),
Philipp Hildebrand (ehemaliger SNB-Präsident) und André Lüthy (CEO der Globetrotter
Group) und ihren Argumenten in seiner Berichterstattung viel Platz einräumten,
kritisierte die Weltwoche die Blausee AG und die Journalistinnen und Journalisten von
Tamedia und Rundschau. Letztere hätten sich wie Privatdetektive aufgeführt, um eine
reisserische Geschichte publizieren zu können. Die Firma Vigier habe nicht illegal
gehandelt; die Blausee AG aber spiele sich auf und betreibe «Angstmacherei» bei der
lokalen Bevölkerung. In Wirklichkeit gehe es der Blausee AG nur darum, an Geld zu
gelangen, um die in die Jahre geratene Fischzuchtanlage zu sanieren. 11

Bodenschutz

Zwei nationalrätliche Motionen verlangten deshalb unverzüglich wirksame
Massnahmen zum Schutz der Lebensgrundlage Boden; sie wurden auf Antrag des
Bundesrates in der abgeschwächten Form von Postulaten (Po. 84.589 und Po. 84.590)
überwiesen. In ihrer Stellungnahme räumte die Landesregierung diesem Bereich hohe
Priorität ein und bekundete die feste Absicht, eine rasche und umfassende
Ausgestaltung der qualitativen Bodenschutzbestimmungen zu verwirklichen. Neben den
Verordnungen über die Luftreinhaltung und über umweltgefährdende Stoffe soll die
Verordnung über den Schadstoffgehalt des Bodens (VSBo) den Schutz der
Bodenfruchtbarkeit garantieren, indem sie Grenzwerte für die Konzentration von zehn
Schwermetallen festsetzt. In der Vernehmlassung wurde die VSBo zwar allgemein
begrüsst, gleichzeitig aber als zu wenig weitgehend kritisiert. Der Schweizerische
Bauernverband etwa hielt fest, dass ein andauernder und sicherer Schutz des Bodens
nur erreicht werden könne, wenn Schadstoffe gänzlich ausgeschaltet würden. Die
Kantone wiederum wünschten eine Ausdehnung der Grenzwerte auch auf andere
Schadstoffe, wie beispielsweise die nur schwer abbaubaren chlorierten
Kohlenwasserstoffe, sowie restriktivere Massnahmen bei bereits geschädigten Böden.
Im Berichtsjahr konnte das ebenfalls in der VSBo vorgesehene nationale
Beobachtungsnetz zur Ermittlung der aktuellen Bodenbelastung (NABO) aufgebaut
werden, das eine langfristige Überwachung anhand ausgewählter und repräsentativer
Standorte ermöglichen soll. Erste Ergebnisse der NABO-Untersuchungen, die vorläufig
nur die Schwermetallbelastung erfassen, sind frühestens 1987/88 zu erwarten. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.09.1985
KATRIN HOLENSTEIN

Die Diskussion der Frage, ob dem Waldsterben in absehbarer Zeit eine weit schwerer
wiegende Vergiftung des Bodens folgen werde, gewinnt zunehmend an Bedeutung:
Durch die Luftverschmutzung und den Sauren Regen gelangen immer grössere
Giftstoffmengen aus der Abfallverbrennung, den Heizungen, der Industrie sowie aus
den Motorfahrzeugabgasen in den Boden. Darüber hinaus machen sich negative Folgen
der seit dem Zweiten Weltkrieg betriebenen Landwirtschaftspolitik bemerkbar, indem
die Chemisierung des Landbaus sowie die intensive mechanische Bearbeitung mit
schweren Maschinen zu Bodenschäden führen. Zur schleichenden Vergiftung trägt
insbesondere die Verseuchung mit Schwermetallen bei, die sich als nicht abbaubare
Gifte im Boden anreichern. So enthält etwa Kunstdünger, aber auch Klärschlamm unter
anderem Cadmium, das sich – einmal in die Nahrungskette gelangt – als «Zeitbombe»
für die menschliche Gesundheit erweisen kann. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1985
KATRIN HOLENSTEIN
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Allgemeiner Umweltschutz

Die Verunsicherung in der Bevölkerung angesichts von Umweltkatastrophen wie dem
Reaktorunglück in Tschernobyl und der Vergiftung des Rheins infolge des Sandoz-
Unfalls in Schweizerhalle führte im Berichtsjahr zu einer Verschärfung der Diskussion
um die Umweltpolitik. Während Linke und Grüne solche verheerenden Unfälle als
logische Konsequenz der modernen Zivilisation mit ihrer potentiell lebensbedrohenden
Grosstechnologie einschätzten und deshalb eine radikale Umkehr hin zu einer
ökologisch ausgerichteten Wirtschaftsweise forderten, begnügten sich bürgerliche
Kreise zumeist damit, zusätzliche Sicherheitsmassnahmen zu verlangen. Neben diesen
Katastrophen stand das Problem der Luftreinhaltung nach wie vor im Zentrum, hatte
sich doch der Zustand des Waldes erneut erheblich verschlechtert. Vermehrt ins
Bewusstsein der Bevölkerung rückte aber auch die steigende Belastung von Luft, Boden
und Wasser durch umweltgefährdende Stoffe sowie das ungelöste Abfallproblem. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Landwirtschaft

In seiner neuesten Broschüre betonte der SBV in Bezug auf die Trinkwasser- und die
Pestizid-Initiative, dass der Gebrauch von Pestiziden für viele Bauern von existenzieller
Bedeutung sei. Dass es aber Handlungsbedarf gebe, räumte der Präsident des
Verbandes Markus Ritter (cvp, SG) ein. Man wolle sich konsequent an den Aktionsplan
Pflanzenschutz des Bundes halten. Jedoch, so Ritter weiter, müsse die Qualität der
Lebensmittel gewahrt werden können, denn die «Toleranz der Kunden» bei
Qualitätsabweichungen sei klein. Es sei daher nicht gerecht, wenn nun die Bauern als
Sündenbock herhalten müssten. Dass der SBV die Probleme anerkennt, lobte derweil
die Landwirtschaftsexpertin des WWF Daniela Hoffmann. Allerdings sei der hohe
Pestizidverbrauch tatsächlich problematisch. Sie appellierte deshalb an die Bauern, den
Worten auch Taten folgen zu lassen und Lösungen zu erarbeiten. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.07.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

1) BaZ, 9.1. und 8.12.88; NZZ, 16.1., 5.5., 20.5. und 30.6.88; TA, 3.2. und 20.5.88; BZ, 23.3.88; Vat., 14.4.88; Suisse, 17.5.88;
SGT, 3.6.88; SHZ, 21.7.88; Ww, 29.9.88.; Keller und Weisskopf (1988). Integrierte Pflanzenproduktion. Ergebnisse einer
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